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Allgemeines
Die Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften
gelten nur für Anleger, die in Deutschland
unbeschränkt steuerpflichtig sind. Unbeschränkt
steuerpflichtige Anleger werden nachfolgend auch
als Steuerinländer bezeichnet. Dem ausländischen
Anleger empfehlen wir, sich vor Erwerb von Anteilen
an dem in diesem Verkaufsprospekt beschriebenen
Fonds mit seinem Steuerberater in Verbindung zu
setzen und mögliche steuerliche Konsequenzen aus
dem Anteilserwerb in seinem Heimatland individuell
zu klären. Ausländische Anleger sind Anleger, die
nicht unbeschränkt steuerpflichtig sind. Diese
werden nachfolgend auch als Steuerausländer
bezeichnet.

Darstellung der Rechtslage
bis 31.12.2017
Der ausländische Fonds unterliegt in Deutschland
grundsätzlich keiner Körperschaft- und
Gewerbesteuer. Die steuerpflichtigen Erträge des
Fonds werden jedoch beim Privatanleger als
Einkünfte aus Kapitalvermögen der
Einkommensteuer unterworfen, soweit diese
zusammen mit sonstigen Kapitalerträgen den
Sparer-Pauschbetrag von jährlich 801€ (für
Alleinstehende oder getrennt veranlagte Ehegatten)
bzw. 1.602,-- € (für zusammen veranlagte
Ehegatten) übersteigen.

Einkünfte aus Kapitalvermögen unterliegen
grundsätzlich einem Steuerabzug von 25 Prozent
(zuzüglich Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls
Kirchensteuer). Zu den Einkünften aus
Kapitalvermögen gehören auch die vom Fonds
ausgeschütteten Erträge, die ausschüttungsgleichen
Erträge, der Zwischengewinn sowie der Gewinn aus
dem An- und Verkauf von Fondsanteilen, wenn
diese nach dem 31. Dezember 2008 erworben
wurden bzw. werden.

Der Steuerabzug hat für den Privatanleger
grundsätzlich Abgeltungswirkung (sog.
Abgeltungsteuer), so dass die Einkünfte aus
Kapitalvermögen regelmäßig nicht in der

Einkommensteuererklärung anzugeben sind. Für
den Privatanleger werden bei der Vornahme des
Steuerabzugs durch die inländische depotführende
Stelle grundsätzlich bereits Verlustverrechnungen
vorgenommen und anrechenbare ausländische
Quellensteuern angerechnet.

Der Steuerabzug hat u.a. aber dann keine
Abgeltungswirkung, wenn der persönliche
Steuersatz geringer ist als der Abgeltungsteuersatz
von 25 Prozent. In diesem Fall können die Einkünfte
aus Kapitalvermögen in der
Einkommensteuererklärung angegeben werden.
Das Finanzamt setzt dann den niedrigeren
persönlichen Steuersatz an und rechnet auf die
persönliche Steuerschuld den vorgenommenen
Steuerabzug an (sog. Günstigerprüfung).

Sofern Einkünfte aus Kapitalvermögen keinem
Steuerabzug unterlegen haben (z.B. im Falle von
ausschüttungsgleichen Erträgen eines
steuerrechtlich thesaurierenden ausländischen
Fonds oder weil ein Gewinn aus der Rückgabe oder
Veräußerung von Fondsanteilen in einem
ausländischen Depot erzielt wird), sind diese in der
Steuererklärung anzugeben. Im Rahmen der
Veranlagung unterliegen die Einkünfte aus
Kapitalvermögen dann ebenfalls dem
Abgeltungsteuersatz von 25 Prozent oder dem
niedrigeren persönlichen Steuersatz.

Sofern sich die Anteile im Betriebsvermögen
befinden, werden die Erträge als Betriebseinnahmen
steuerlich erfasst. Der Steuerabzug hat in diesem
Fall keine Abgeltungswirkung; eine
Verlustverrechnung durch die depotführende Stelle
findet nicht statt. Die steuerliche Gesetzgebung
erfordert zur Ermittlung der steuerpflichtigen bzw.
der kapitalertragsteuerpflichtigen Erträge eine
differenzierte Betrachtung der Ertragsbestandteile.

I Anteile im Privatvermögen
(Steuerinländer)

1. Zinsen, Dividenden und sonstige Erträge
Zinsen, Dividenden und sonstige Erträge sind beim
Anleger grundsätzlich steuerpflichtig. Dies gilt
unabhängig davon, ob diese Erträge thesauriert
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oder ausgeschüttet werden.  Ausgeschüttete Zinsen,
Dividenden und sonstige Erträge des
Investmentfonds unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug
von 25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag und
gegebenenfalls Kirchensteuer).

Handelt es sich um einen steuerrechtlich
thesaurierenden Fonds wird kein Steuerabzug  zum
Zeitpunkt der Thesaurierung vorgenommen (siehe
unten Punkt III).

2. Gewinne aus der Veräußerung von
Wertpapieren, Gewinne aus Termingeschäften
und Erträge aus Stillhalterprämien

Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, Anteilen
an Investmentvermögen, eigenkapitalähnlichen
Genussrechten und Gewinne aus Termingeschäften
sowie Erträge aus Stillhalterprämien, die auf der
Ebene des Fonds erzielt werden, werden beim
Anleger nicht erfasst, solange sie nicht
ausgeschüttet werden. Zudem werden die Gewinne
aus der Veräußerung der in § 1 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1
Buchstaben a) bis f) Investmentsteuergesetz
(nachfolgend „InvStG") genannten
Kapitalforderungen (sog. „Gute Kapitalforderungen“)
beim Anleger nicht erfasst, wenn sie nicht
ausgeschüttet werden:

a) Kapitalforderungen, die eine Emissionsrendite
haben,

b) „normale“ Anleihen und unverbriefte Forderungen
mit festem Kupon sowie Down-Rating-Anleihen,
Floater und Reverse-Floater,

c) Risiko-Zertifikate, die den Kurs einer Aktie oder
eines veröffentlichten Index für eine Mehrzahl
von Aktien im Verhältnis 1:1 abbilden,

d) Aktienanleihen, Umtauschanleihen und
Wandelanleihen,

e) ohne gesonderten Stückzinsausweis (flat)
gehandelte Gewinnobligationen und
Fremdkapital-Genussrechte und

f) „cum“-erworbene Optionsanleihen.

Werden Gewinne aus der Veräußerung der o.g.
Wertpapiere/Kapitalforderungen, Gewinne aus
Termingeschäften sowie Erträge aus
Stillhalterprämien ausgeschüttet, sind sie
grundsätzlich steuerpflichtig und unterliegen bei
Verwahrung der Anteile im Inland dem Steuerabzug
von 25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag und

gegebenenfalls Kirchensteuer). Ausgeschüttete
Gewinne aus der Veräußerung von Wertpapieren
und Gewinne aus Termingeschäften sind jedoch
steuerfrei, wenn die Wertpapiere auf Ebene des
Fonds vor dem 1.1.2009 erworben bzw. die
Termingeschäfte vor dem 1.1.2009 eingegangen
wurden. Für Anleger, die Anteile an einem Fonds
nach dem 31.12.2008 erwerben, erfolgt eine fiktive
Zurechnung dieser steuerfrei ausgeschütteten
Gewinne bei der Ermittlung des
Veräußerungsgewinns (siehe unten Punkt I 5.).

Ergebnisse aus der Veräußerung von
Kapitalforderungen, die nicht in der o.g. Aufzählung
enthalten sind, sind steuerlich wie Zinsen zu
behandeln (siehe oben Punkt I 1.).

3. Negative steuerliche Erträge
Verbleiben negative Erträge nach Verrechnung mit
gleichartigen positiven Erträgen auf der Ebene des
Fonds, werden diese auf Ebene des Fonds
steuerlich vorgetragen. Diese können auf Ebene des
Fonds mit künftigen gleichartigen positiven
steuerpflichtigen Erträgen der Folgejahre verrechnet
werden. Eine direkte Zurechnung der negativen
steuerlichen Erträge auf den Anleger ist nicht
möglich. Damit wirken sich diese negativen Beträge
beim Anleger einkommensteuerlich erst in dem
Veranlagungszeitraum (Steuerjahr) aus, in dem das
Geschäftsjahr des Fonds endet bzw. die
Ausschüttung für das Geschäftsjahr des Fonds
erfolgt, für das die negativen steuerlichen Erträge
auf Ebene des Fonds verrechnet werden. Eine
frühere Geltendmachung bei der Einkommensteuer
des Anlegers ist nicht möglich.

4. Substanzauskehrungen
Substanzauskehrungen unterliegen nicht der
Besteuerung. Substanzauskehrungen, die der
Anleger während seiner Besitzzeit erhalten hat, sind
allerdings dem steuerlichen Ergebnis aus der
Rückgabe oder Veräußerung der Fondsanteile
hinzuzurechnen, d.h. sie erhöhen den steuerlichen
Gewinn.

5. Veräußerungsgewinne auf Anlegerebene
Werden Anteile an dem Fonds, die nach dem
31.12.2008 erworben wurden, von einem
Privatanleger veräußert / zurückgegeben, unterliegt
der Veräußerungsgewinn bei Verwahrung der
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Anteile im Inland dem Abgeltungsteuersatz von 25
Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag und
gegebenenfalls Kirchensteuer). Werden solche
Anteile von einem Privatanleger mit Verlust
veräußert, dann ist der Verlust mit anderen positiven
Einkünften aus Kapitalvermögen verrechenbar.
Sofern die Anteile in einem inländischen Depot
verwahrt werden und bei derselben depotführenden
Stelle im selben Kalenderjahr positive Einkünfte aus
Kapitalvermögen erzielt wurden, nimmt die
depotführende Stelle die Verlustverrechnung vor.

Bei einer Rückgabe oder Veräußerung von vor dem
1.1.2009 erworbenen Fondsanteilen ist der Gewinn
bei Privatanlegern steuerfrei. Ein im
Veräußerungserlös enthaltener Zwischengewinn ist
auch in diesen Fällen grundsätzlich steuerpflichtig
und unterliegt i.d.R. dem Steuerabzug von 25 %
(zuzüglich Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls
Kirchensteuer), siehe unter Punkt X.

Bei thesaurierenden Fonds unterliegen die sog.
kumulierten ausschüttungsgleichen Erträge ebenso
dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich
Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls
Kirchensteuer), siehe unten Punkt III.

Bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns für die
Abgeltungsteuer sind die Anschaffungskosten um
den Zwischengewinn im Zeitpunkt der Anschaffung
und der Veräußerungserlös um den
Zwischengewinn im Zeitpunkt der Rückgabe oder
Veräußerung zu kürzen, damit es nicht zu einer
doppelten einkommensteuerlichen Erfassung von
Zwischengewinnen (siehe unten) kommen kann.
Zudem ist der Veräußerungserlös um die
thesaurierten Erträge zu kürzen, die der Anleger
bereits versteuert hat, damit es auch insoweit nicht
zu einer Doppelbesteuerung kommt. Es gibt ggf.
weitere steuerliche Komponenten, die den
Veräußerungsgewinn mindern oder erhöhen
können.

Der Gewinn aus der Rückgabe oder Veräußerung
nach dem 31.12.2008 erworbener Fondanteile ist
insoweit steuerfrei, als er auf die während der
Besitzzeit im Fonds entstandenen, noch nicht auf
der Anlegerebene erfassten, DBA-steuerfreien
Erträge (insbesondere bestimmte ausländische
Immobilienerträge)  zurückzuführen ist (sogenannter

besitzzeitanteiliger Immobiliengewinn).
Voraussetzung hierfür ist, dass die
Verwaltungsgesellschaft den Immobiliengewinn
bewertungstäglich als Prozentsatz des Anteilwertes
des Fonds veröffentlicht.

Sofern für die Investitionen in den Fonds eine
Mindestanlagesumme von 100.000 € oder mehr
vorgeschrieben ist oder die Beteiligung natürlicher
Personen von der Sachkunde der Anleger abhängig
ist (bei Anteilsklassen bezogen auf eine
Anteilsklasse), gilt für die Veräußerung oder
Rückgabe von Anteilen, die nach dem 9. November
2007 und vor dem 1. Januar 2009 erworben wurden,
Folgendes: Der Gewinn aus der Rückgabe oder
Veräußerung solcher Anteile unterliegt grundsätzlich
dem Abgeltungsteuersatz von 25 Prozent. Der
steuerpflichtige Veräußerungsgewinn aus dem
Verkauf oder der Rückgabe der Anteile ist in diesem
Fall jedoch auf den Betrag der auf Fondsebene
thesaurierten Gewinne aus der Veräußerung von
nach dem 31.12.2008 erworbenen Wertpapiere und
der auf Fondsebene thesaurierten Gewinne aus
nach dem 31.12.2008 eingegangenen
Termingeschäften begrenzt. Diese Begrenzung des
steuerpflichtigen Veräußerungsgewinns erfordert
den Nachweis des entsprechenden Betrags.

Nach Auffassung des Bundesfinanzministeriums
(BMF-Schreiben vom 22.10.2008) kann für Anleger,
deren Anlagesumme sich tatsächlich auf einen
Betrag i.H.v. mindestens 100.000 € beläuft,
unterstellt werden, dass die Mindestanlagesumme
i.H.v. 100.000 € vorausgesetzt ist und von den
Anlegern eine besondere Sachkunde gefordert wird,
wenn das wesentliche Vermögen eines
Investmentvermögens nach dem InvG einer kleinen
Anzahl von bis zu zehn Anlegern zuzuordnen ist.

Zum 31.12.2017 gilt unabhängig vom tatsächlichen
Geschäftsjahresende des Fonds für steuerliche
Zwecke ein (Rumpf-)Geschäftsjahr als beendet.
Hierdurch können ausschüttungsgleiche Erträge
zum 31.12.2017 als zugeflossen gelten. Zudem
gelten zum 31. Dezember 2017 die Anteile als
veräußert. Als Veräußerungspreis ist der letzte im
Kalenderjahr 2017 festgesetzte Rücknahmepreis
anzusetzen. Der Gewinn ist nach den o.g. Regeln
grundsätzlich steuerfrei, wenn die Anteile vor dem 1.
Januar 2009 erworben worden sind. Andernfalls ist
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der Gewinn (gegebenenfalls unter Berücksichtigung
der sog. kumulierten ausschüttungsgleichen
Erträge) grundsätzlich steuerpflichtig und nach den
o.g. Regeln zu ermitteln; allerdings ist er erst zu
berücksichtigen, sobald die Anteile tatsächlich
veräußert werden.

II Anteile im Betriebsvermögen
(Steuerinländer)

1. Zinserträge und zinsähnliche Erträge
Zinsen und zinsähnliche Erträge sind beim Anleger
grundsätzlich steuerpflichtig. Dies gilt unabhängig
davon, ob diese Erträge thesauriert oder
ausgeschüttet werden.

Ausgeschüttete Zinsen und zinsähnliche Erträge
unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug
(Kapitalertragsteuer 25 Prozent zuzüglich
Solidaritätszuschlag).

Handelt es sich um einen steuerrechtlich
thesaurierenden Fonds wird kein Steuerabzug  zum
Zeitpunkt der Thesaurierung vorgenommen (siehe
unten Punkt III).

2. Gewinne aus der Veräußerung von
Wertpapieren, Gewinne aus Termingeschäften
und Erträge aus Stillhalterprämien

Gewinne aus der Veräußerung von Aktien, Anteilen
an Investmentvermögen, eigenkapitalähnlichen
Genussrechten und Gewinne aus Termingeschäften
sowie Erträge aus Stillhalterprämien, die auf der
Ebene des Fonds erzielt werden, werden beim
Anleger nicht erfasst, solange sie nicht
ausgeschüttet werden. Zudem werden die Gewinne
aus der Veräußerung der in § 1 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1
Buchstaben a) bis f) Investmentsteuergesetz
(nachfolgend „InvStG")  genannten
Kapitalforderungen (sog. „Gute Kapitalforderungen“)
beim Anleger nicht erfasst, wenn sie nicht
ausgeschüttet werden:

a) Kapitalforderungen, die eine Emissionsrendite
haben,

b) „normale“ Anleihen und unverbriefte Forderungen
mit festem Kupon sowie Down-Rating-Anleihen,
Floater und Reverse-Floater,

c) Risiko-Zertifikate, die den Kurs einer Aktie oder
eines veröffentlichten Index für eine Mehrzahl
von Aktien im Verhältnis 1:1 abbilden,

d) Aktienanleihen, Umtauschanleihen und
Wandelanleihen,

e) ohne gesonderten Stückzinsausweis (flat)
gehandelte Gewinnobligationen und
Fremdkapital-Genussrechte und

f) „cum“-erworbene Optionsanleihen.

Werden diese Gewinne ausgeschüttet, so sind sie
steuerlich auf Anlegerebene zu berücksichtigen.
Dabei sind Veräußerungsgewinne aus Aktien bei
Anlegern, die Körperschaften sind, grundsätzlich
steuerfrei; 5 Prozent gelten jedoch als
nichtabzugsfähige Betriebsausgaben. Bei sonstigen
betrieblichen Anlegern (z.B. Einzelunternehmen)
sind Veräußerungsgewinne aus Aktien zu 40
Prozent steuerfrei (Teileinkünfteverfahren).
Veräußerungsgewinne aus
Renten/Kapitalforderungen, Gewinne aus
Termingeschäften und Erträge aus
Stillhalterprämien sind hingegen in voller Höhe
steuerpflichtig.

Ergebnisse aus der Veräußerung von
Kapitalforderungen, die nicht in der o.g. Aufzählung
enthalten sind, sind steuerlich wie Zinsen zu
behandeln (siehe oben Punkt II 1.).

Ausgeschüttete Wertpapierveräußerungsgewinne,
ausgeschüttete Termingeschäftsgewinne sowie
ausgeschüttete Erträge aus Stillhalterprämien
unterliegen grundsätzlich dem Steuerabzug
(Kapitalertragsteuer 25 Prozent zuzüglich
Solidaritätszuschlag). Dies gilt nicht für Gewinne aus
der Veräußerung von vor dem 1.1.2009 erworbenen
Wertpapieren und Gewinne aus vor dem 1.1.2009
eingegangenen Termingeschäften.

3. Dividenden
Vor dem 1.3.2013 dem Fonds zugeflossene oder als
zugeflossen geltende Dividenden in- und
ausländischer Aktiengesellschaften, die auf Anteile
im Betriebsvermögen ausgeschüttet oder thesauriert
werden, sind mit Ausnahme von Dividenden nach
dem Gesetz über deutsche Immobilien-
Aktiengesellschaften mit börsennotierten Anteilen
(nachfolgend „REITG“) bei Körperschaften
grundsätzlich steuerfrei (5 Prozent der Dividenden
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gelten bei Körperschaften als nichtabzugsfähige
Betriebsausgaben und sind somit letztlich doch
steuerpflichtig). Aufgrund der Neuregelung zur
Besteuerung von Streubesitzdividenden sind nach
dem 28.2.2013 dem Fonds aus der Direktanlage
zugeflossene oder als zugeflossen geltende
Dividenden in- und ausländischer
Aktiengesellschaften bei Körperschaften
steuerpflichtig. Von Einzelunternehmern sind diese
Erträge – mit Ausnahme der Dividenden nach dem
REITG – zu 60 Prozent zu versteuern
(Teileinkünfteverfahren).

Dividenden unterliegen grundsätzlich dem
Steuerabzug (Kapitalertragsteuer 25 Prozent
zuzüglich Solidaritätszuschlag).

Handelt es sich um einen steuerrechtlich
thesaurierenden Fonds wird kein Steuerabzug zum
Zeitpunkt der Thesaurierung vorgenommen (siehe
unten Punkt III). Bei gewerbesteuerpflichtigen
Anlegern sind die zum Teil einkommensteuerfreien
bzw. körperschaftsteuerfreien Dividendenerträge für
Zwecke der Ermittlung des Gewerbeertrags wieder
hinzuzurechnen, nicht aber wieder zu kürzen. Nach
Auffassung der Finanzverwaltung können
Dividenden von ausländischen Kapitalgesellschaften
als so genannte Schachteldividenden in vollem
Umfang nur dann steuerfrei sein, wenn der Anleger
eine (Kapital-) Gesellschaft i.S.d. entsprechenden
DBAs ist und auf ihn durchgerechnet eine genügend
hohe (Schachtel-) Beteiligung entfällt.

4. Negative steuerliche Erträge
Verbleiben negative Erträge nach Verrechnung mit
gleichartigen positiven Erträgen auf der Ebene des
Fonds, werden diese steuerlich auf Ebene des
Fonds vorgetragen. Diese können auf Ebene des
Fonds mit künftigen gleichartigen positiven
steuerpflichtigen Erträgen der Folgejahre verrechnet
werden. Eine direkte Zurechnung der negativen
steuerlichen Erträge auf den Anleger ist nicht
möglich. Damit wirken sich diese negativen Beträge
beim Anleger bei der Einkommensteuer bzw.
Körperschaftsteuer erst in dem
Veranlagungszeitraum (Steuerjahr) aus, in dem das
Geschäftsjahr des Fonds endet, bzw. die
Ausschüttung für das Geschäftsjahr des Fonds
erfolgt, für das die negativen steuerlichen Erträge
auf Ebene des Fonds verrechnet werden. Eine

frühere Geltendmachung bei der Einkommensteuer
bzw. Körperschaftsteuer des Anlegers ist nicht
möglich.

5. Substanzauskehrungen
Substanzauskehrungen sind nicht steuerbar. Dies
bedeutet für einen bilanzierenden Anleger, dass die
Substanzauskehrungen in der Handelsbilanz
ertragswirksam zu vereinnahmen sind, in der
Steuerbilanz aufwandswirksam ein passiver
Ausgleichsposten zu bilden ist und damit technisch
die historischen Anschaffungskosten steuerneutral
gemindert werden. Alternativ können die
fortgeführten Anschaffungskosten um den anteiligen
Betrag der Substanzausschüttung vermindert
werden.

6. Veräußerungsgewinne auf Anlegerebene
Gewinne aus der Rückgabe oder Veräußerung von
Anteilen im Betriebsvermögen sind für
Körperschaften grundsätzlich steuerfrei (5 Prozent
des steuerfreien Veräußerungsgewinns gelten bei
Körperschaften als nichtabzugsfähige
Betriebsausgaben und sind somit letztlich doch
steuerpflichtig), soweit die Gewinne aus noch nicht
zugeflossenen oder noch nicht als zugeflossen
geltenden Dividenden und aus realisierten und nicht
realisierten Gewinnen des Fonds aus in- und
ausländischen Aktien herrühren und soweit diese
Dividenden und Gewinne bei Zurechnung an den
Anleger steuerfrei sind (sogenannter Aktiengewinn).
Von Einzelunternehmern sind diese
Veräußerungsgewinne zu 60 Prozent zu versteuern.
Voraussetzung hierfür ist, dass die
Verwaltungsgesellschaft den Aktiengewinn (seit
1.3.2013 aufgrund der oben erwähnten
Gesetzesänderung zwei Aktiengewinne getrennt für
Körperschaften und Einzelunternehmer –
gegebenenfalls erfolgt die getrennte
Veröffentlichung erst nachträglich)
bewertungstäglich als Prozentsatz des Anteilwertes
des Fonds veröffentlicht.

Der Gewinn aus der Rückgabe oder Veräußerung
der Anteile ist zudem insoweit steuerfrei, als er auf
die während der Besitzzeit im Fonds entstandenen,
noch nicht auf der Anlegerebene erfassten, DBA-
steuerfreien Erträge (insbesondere bestimmte
ausländische Immobilienerträge) zurückzuführen ist
(sog. besitzzeitanteiliger Immobiliengewinn).
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Voraussetzung hierfür ist, dass die
Verwaltungsgesellschaft den Immobiliengewinn
bewertungstäglich als Prozentsatz des Anteilwertes
des Fonds veröffentlicht.

Ein im Veräußerungserlös enthaltener
Zwischengewinn ist grundsätzlich steuerpflichtig und
unterliegt i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent
(zuzüglich Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls
Kirchensteuer), siehe unten Punkt X.

Bei thesaurierenden Fonds unterliegen die sog.
kumulierten ausschüttungsgleichen Erträge ebenso
dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich
Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls
Kirchensteuer), siehe unter Punkt III.

Zum 31.12.2017 gilt unabhängig vom tatsächlichen
Geschäftsjahresende des Fonds für steuerliche
Zwecke ein (Rumpf-)Geschäftsjahr als beendet.
Hierdurch können ausschüttungsgleiche Erträge
zum 31.12.2017 als zugeflossen gelten. Zudem
gelten zum 31. Dezember 2017 die Anteile als
veräußert. Als Veräußerungspreis ist der letzte im
Kalenderjahr 2017 festgesetzte Rücknahmepreis
anzusetzen. Der Gewinn (gegebenenfalls unter
Berücksichtigung der sog. kumulierten
ausschüttungsgleichen Erträge) ist grundsätzlich
steuerpflichtig und nach den o.g. Regeln zu
ermitteln; allerdings ist er erst zu berücksichtigen,
sobald die Anteile tatsächlich veräußert werden.

7. Vereinfachte Übersicht für übliche betriebliche
Anlegergruppen (Angaben zur Kapitalertrag-
steuer gelten nur für steuerlich ausschüttende
Fonds, deren Anteile im Inland verwahrt werden*)

Folgende Hinweise:

Unterstellt ist eine inländische Depotverwahrung.
Auf die Kapitalertragsteuer, Einkommensteuer und
Körperschaftsteuer wird ein Solidaritätszuschlag als
Ergänzungsabgabe erhoben. Anrechenbare
ausländische Quellensteuern können auf der Ebene
des Investmentfonds als Werbungskosten
abgezogen werden; in diesem Fall ist keine
Anrechnung auf der Ebene des Anlegers möglich.
Die Abstandnahme von der Kapitalertragsteuer
hängt von verschiedenen Voraussetzungen ab
(siehe unten Punkt IV). Für die Abstandnahme vom
Kapitalertragsteuerabzug kann es erforderlich sein,
dass Nichtveranlagungsbescheinigungen rechtzeitig
der depotführenden Stelle vorgelegt werden. In der
Übersicht werden aus Vereinfachungsgründen auch
solche Fälle als Abstandnahme bezeichnet, bei
denen kein Steuerabzug stattfindet.
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Thesaurierte
oder ausge-
schüttete

Zinsen, Gewinne aus dem
Verkauf von schlechten
Kapitalforderungen und
sonstige Erträge

Dividenden

Inländische Anleger

Einzelunternehmer Kapitalertragsteuer*:
25%

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

Materielle Besteuerung:
Einkommensteuer und
Gewerbesteuer; die Gewerbesteuer
wird auf die Einkommensteuer
angerechnet; ggf. können
ausländische Quellensteuern
angerechnet oder abgezogen
werden

Materielle Besteuerung:
Gewerbesteuer auf 100% der Dividenden; Einkommensteuer auf
60% der Dividenden, sofern es sich nicht um REIT-Dividenden
oder um Dividenden aus niedrig besteuerten Kapital-
Investitionsgesellschaften handelt; die Gewerbesteuer wird auf die
Einkommensteuer angerechnet

Regelbesteuerte
Körperschaften
(typischerweise
Industrieunterneh-
men; Banken,
sofern Anteile nicht
im Handelsbestand
gehalten werden;
Sachversicherer)

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme bei Banken,
ansonsten 25%

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Körperschaftsteuer und
Gewerbesteuer; ggf. können
ausländische Quellensteuern
angerechnet oder abgezogen
werden

materielle Besteuerung:
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer; ausländische
Quellensteuer ist bis zum DBA-Höchstsatz anrechenbar oder bei
der Ermittlung der Einkünfte abziehbar

Lebens- und
Kranken-
versicherungs-
unternehmen und
Pensionsfonds, bei
denen die
Fondsanteile den
Kapitalanlagen
zuzurechnen sind

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

materielle Besteuerung: Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer, soweit handelsbilanziell keine
Rückstellung für Beitragsrückerstattungen (RfB) aufgebaut wird, die auch steuerlich anzuerkennen ist;
ggf. können ausländische Quellensteuern angerechnet oder abgezogen werden

Banken, die die
Fondsanteile im
Handelsbestand
halten

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Körperschaftsteuer und
Gewerbesteuer; ggf. können
ausländische Quellensteuern
angerechnet oder abgezogen
werden

materielle Besteuerung: Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer;
ausländische Quellensteuer ist bis zum DBA-Höchstsatz
anrechenbar oder bei der Ermittlung der Einkünfte abziehbar

Steuerbefreite ge-
meinnützige, mild-
tätige oder kirch-
liche Anleger (insb.
Kirchen, gemein-
nützige Stiftungen)

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei

Andere
steuerbefreite
Anleger (insb.
Pensionskassen,
Sterbekassen und
Unterstützungskass
en, sofern die im
Körperschaftsteuer-
gesetz geregelten
Voraussetzungen
erfüllt sind)

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei

materielle Besteuerung:
Steuerfrei

* Kein Kapitalertragsteuerabzug bei steuerlich thesaurierenden Luxemburger Fonds
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Thesaurierte
oder ausge-
schüttete

Zinsen, Gewinne aus dem
Verkauf von schlechten
Kapitalforderungen und
sonstige Erträge

Dividenden

Gewerbliche
Personen-
gesellschaften

Kapitalertragsteuer*:
25%

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Auf der Ebene der Personengesellschaften fällt ggf. Gewerbesteuer an. Insoweit kommt es
grundsätzlich nicht zu einer Belastung mit Gewerbesteuer auf der Ebene der Mitunternehmer. Für
Zwecke der Einkommen- oder Körperschaftsteuer werden die Einkünfte der Personengesellschaft
einheitlich und gesondert festgestellt. Die Mitunternehmer haben diese Einkünfte nach den Regeln zu
versteuern, die gelten würden, wenn sie unmittelbar an dem Fonds beteiligt wären. Bei
Mitunternehmern, die nicht dem Körperschaftsteuergesetz unterliegen, wird die anteilig auf den
Mitunternehmer entfallende Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer angerechnet.

Vermögens-
verwaltende
Personen-
gesellschaften

Kapitalertragsteuer*:
25%

materielle Besteuerung:
Auf der Ebene der Personengesellschaft fällt keine Gewerbesteuer an. Die Einkünfte aus der
Personengesellschaft unterliegen der Einkommen- oder Körperschaftsteuer und ggf. der Gewerbesteuer
auf der Anlegerebene, wobei dieselben Besteuerungsfolgen eintreten als hätten die Gesellschafter
unmittelbar in den Fonds investiert.

Ausländische
Anleger

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

Kapitalertragsteuer*:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Der Anleger wird mit den deutschen Dividenden, den deutschen Mieterträgen und Erträgen aus der
Veräußerung deutscher Immobilien innerhalb der 10-Jahresfrist beschränkt steuerpflichtig. Durch die
Abgabe einer Steuererklärung in Deutschland kann er hinsichtlich der mit Kapitalertragsteuern
belasteten deutschen Mieten und Gewinnen aus der Veräußerung deutscher Immobilien eine Erstattung
erhalten (die Kapitelertragsteuer gilt als Vorauszahlung, der Körperschaftsteuersatz in Deutschland
beträgt nur 15 %). Ansonsten richtet sich die materielle Besteuerung nach den Regeln des Sitzstaates
des Anlegers.

* Kein Kapitalertragsteuerabzug bei steuerlich thesaurierenden  Luxemburger Fonds

Ausgeschüttete Gewinne aus dem Verkauf guter
Kapitalforderungen und Termin-
geschäftsgewinne

Gewinne aus dem Verkauf von
Aktien

Inländische Anleger

Einzelunternehmer Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

Materielle Besteuerung:
Einkommensteuer und Gewerbesteuer; die
Gewerbesteuer wird auf die Einkommensteuer
angerechnet

Materielle Besteuerung:
Einkommensteuer auf 60% der
Veräußerungsgewinne, sofern es sich
nicht um Gewinne aus dem Verkauf von
REIT-Aktien oder aus dem Verkauf niedrig
besteuerter Kapital-Investitions-
gesellschaften handelt; gewerbesteuerfrei
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Regelbesteuerte
Körperschaften (typischerweise
Industrieunternehmen; Banken,
sofern Anteile nicht im
Handelsbestand gehalten
werden; Sachversicherer)

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

materielle Besteuerung: Körperschaftsteuer und
Gewerbesteuer; ggf. können ausländische
Quellensteuern angerechnet oder abgezogen
werden

materielle Besteuerung:
Steuerfrei, sofern es sich nicht um Ge-
winne aus dem Verkauf von REIT-Aktien
oder aus dem Verkauf niedrig besteuerter
Kapital-Investitionsgesellschaften handelt;
für Zwecke der Körperschaftsteuer gelten
5% der steuerfreien Gewinne als
nichtabzugsfähige Betriebsausgaben

Lebens- und Kranken-
versicherungsunternehmen und
Pensionsfonds, bei denen die
Fondsanteile den
Kapitalanlagen zuzurechnen
sind

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer, soweit handelsbilanziell keine Rückstellung für
Beitragsrückerstattungen (RfB) aufgebaut wird, die auch steuerlich anzuerkennen ist; ggf.
können ausländische Quellensteuern angerechnet oder abgezogen werden

Banken, die die Fondsanteile im
Handelsbestand halten

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer; ggf. können ausländische Quellensteuern
angerechnet oder abgezogen werden

Steuerbefreite gemeinnützige,
mildtätige oder kirchliche
Anleger (insb. Kirchen,
gemeinnützige Stiftungen)

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei

Andere steuerbefreite Anleger
(insb. Pensionskassen, Ster-
bekassen und Unterstützungs-
kassen, sofern die im
Körperschaftsteuergesetz
geregelten Voraussetzungen
erfüllt sind)

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei

Gewerbliche Personen-
gesellschaften

Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Auf der Ebene der Personengesellschaften fällt ggf. Gewerbesteuer an. Insoweit kommt es
grundsätzlich nicht zu einer Belastung mit Gewerbesteuer auf der Ebene der
Mitunternehmer. Für Zwecke der Einkommen- oder Körperschaftsteuer werden die
Einkünfte der Personengesellschaft einheitlich und gesondert festgestellt. Die
Mitunternehmer haben diese Einkünfte nach den Regeln zu versteuern, die gelten würden,
wenn sie unmittelbar an dem Fonds beteiligt wären. Bei Mitunternehmern, die nicht dem
Körperschaftsteuergesetz unterliegen, wird die anteilig auf den Mitunternehmer entfallende
Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer angerechnet.

Vermögensverwaltende
Personengesellschaften

Kapitalertragsteuer: 25%

materielle Besteuerung:
Auf der Ebene der Personengesellschaft wird keine Gewerbesteuer erhoben. Die Einkünfte
der Personengesellschaft unterliegen der Einkommen- oder Körperschaftsteuer und ggf. der
Gewerbesteuer auf der Anlegerebene, wobei dieselben Besteuerungsfolgen eintreten als
hätten die Gesellschafter unmittelbar in den Fonds investiert.

Ausländische Anleger Kapitalertragsteuer: Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Die materielle Besteuerung richtet sich nach den Regeln des Sitzstaates des Anlegers.
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III Besonderheiten im Falle
von ausländischen
thesaurierenden Fonds

Handelt es sich um einen steuerrechtlich
thesaurierenden ausländischen Fonds wird kein
Steuerabzug im Zeitpunkt der Thesaurierung
vorgenommen. Der Anleger hat die steuerpflichtig
thesaurierten Erträge (ausschüttungsgleiche
Erträge) in seiner Steuererklärung anzugeben.
Darüber hinaus werden die steuerpflichtig
thesaurierten Erträge kumuliert und
zusammengefasst als sog. kumulierte
ausschüttungsgleiche Erträge bei Rückgabe /
Verkauf der Investmentanteile über eine inländische
depotführende Stelle mit einem Steuerabzug von
25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag und
gegebenenfalls Kirchensteuer) belegt. Dieser
nachholende Steuerabzug auf die sog. kumulierten
ausschüttungsgleichen Erträge wird unabhängig von
der zwischenzeitlichen steuerlichen Erfassung der
Erträge auf Anlegerebene erhoben und ist
grundsätzlich im Rahmen der Veranlagung
anrechnungs- bzw. erstattungsfähig.

IV Abstandnahme vom
Steuerabzug bzw. Erstattung
einbehaltener
Kapitalertragsteuer

1. Steuerinländer
Verwahrt der inländische Privatanleger die Anteile
eines Fonds in einem inländischen Depot und legt
der Privatanleger rechtzeitig einen in ausreichender
Höhe ausgestellten Freistellungsauftrag nach
amtlichem Muster oder eine Bescheinigung für
Personen, die voraussichtlich nicht zur
Einkommensteuer veranlagt werden (sog.
Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfolgend „NV-
Bescheinigung") vor, so gilt Folgendes:

– Im Falle eines (teil-)ausschüttenden Fonds
nimmt das depotführende Kreditinstitut als
Zahlstelle vom Steuerabzug Abstand. In diesem

Fall wird dem Anleger die gesamte Ausschüttung
ungekürzt gutgeschrieben.

– Die depotführende Stelle nimmt Abstand vom
Steuerabzug auf den im Veräußerungserlös /
Rücknahmepreis enthaltenen Zwischengewinn, die
kumulierten ausschüttungsgleichen Erträge sowie
Gewinne aus der Rückgabe oder Veräußerung der
Investmentanteile.

Verwahrt der inländische Anleger Anteile an einem
Fonds, welche er in seinem Betriebsvermögen
hält, in einem inländischen Depot, nimmt das
depotführende Kreditinstitut als Zahlstelle vom
Steuerabzug Abstand

– soweit der Anleger eine entsprechende NV-
Bescheinigung rechtzeitig vorlegt (ob eine
umfassende oder nur teilweise Abstandnahme
erfolgt, richtet sich nach der Art der jeweiligen NV-
Bescheinigung),

– bei Gewinnen aus der Veräußerung von
Wertpapieren, Gewinnen aus Termingeschäften,
Erträgen aus Stillhalterprämien, Dividenden sowie
Gewinnen aus der Veräußerung der
Investmentanteile, auch ohne Vorlage einer NV-
Bescheinigung, wenn der Anleger eine
unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft ist oder
die Kapitalerträge Betriebseinnahmen eines
inländischen Betriebs sind und der Gläubiger dies
der auszahlenden Stelle nach amtlich
vorgeschriebenen Vordruck erklärt. Von
bestimmten Körperschaften (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5
KStG)  muss der auszahlenden Stelle für den
Nachweis der unbeschränkten Steuerpflicht eine
Bescheinigung des für sie zuständigen
Finanzamtes vorliegen. Dies sind nichtrechtsfähige
Vereine, Anstalten, Stiftungen und andere
Zweckvermögen des privaten Rechts sowie
juristische Personen des privaten Rechts, die
keine Kapitalgesellschaften, keine
Genossenschaften oder Versicherungs- und
Pensionsfondsvereine auf Gegenseitigkeit sind.

Sofern der Freistellungsauftrag oder die NV-
Bescheinigung nicht bzw. nicht rechtzeitig vorgelegt
wird, erhält der Anleger auf Antrag von der
depotführenden Stelle eine Steuerbescheinigung
über den einbehaltenen und nicht erstatteten
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Steuerabzug und den Solidaritätszuschlag. Der
Anleger hat dann die Möglichkeit, den Steuerabzug
im Rahmen seiner Einkommensteuer-
/Körperschaftsteuerveranlagung auf seine
persönliche Steuerschuld anrechnen zu lassen.

2. Steuerausländer
Verwahrt ein Steuerausländer Anteile an
ausschüttenden Fonds im Depot bei einer
inländischen depotführenden Stelle, wird vom
Steuerabzug auf Zinsen, zinsähnliche Erträge,
Wertpapierveräußerungsgewinne,
Termingeschäftsgewinne und Dividenden sowie auf
den im Veräußerungserlös enthaltenen
Zwischengewinn und Gewinne aus der Rückgabe
oder Veräußerung der Investmentanteile Abstand
genommen, sofern er seine steuerliche
Ausländereigenschaft nachweist.
Hat ein ausländischer Anleger Anteile an
thesaurierenden Fonds im Depot bei einer
inländischen depotführenden Stelle, wird vom
Steuerabzug auf den im Veräußerungserlös
enthaltenen Zwischengewinn, die kumulierten
ausschüttungsgleichen Erträge sowie Gewinne aus
der Rückgabe oder Veräußerung der
Investmentanteile Abstand genommen, sofern er
seine steuerliche Ausländereigenschaft nachweist.

Sofern die Ausländereigenschaft der
depotführenden Stelle nicht bekannt bzw. nicht
rechtzeitig nachgewiesen wird, ist der ausländische
Anleger gezwungen, die Erstattung des
Steuerabzugs gemäß § 37 Abs. 2 AO zu
beantragen. Zuständig ist das für die depotführende
Stelle zuständige Finanzamt.

V Solidaritätszuschlag
Auf den bei Ausschüttungen abzuführenden
Steuerabzug ist ein Solidaritätszuschlag in Höhe von
5,5 Prozent zu erheben. Der Solidaritätszuschlag ist
bei der Einkommensteuer und Körperschaftsteuer
anrechenbar.

Fällt kein Steuerabzug an– beispielsweise bei
ausreichendem Freistellungsauftrag, Vorlage einer
NV-Bescheinigung oder Nachweis der

Steuerausländereigenschaft –,, ist kein
Solidaritätszuschlag abzuführen.

VI Kirchensteuer
Soweit die Einkommensteuer bereits von einer
inländischen depotführenden Stelle
(Abzugsverpflichteter) durch den Steuerabzug
erhoben wird, wird die darauf entfallende
Kirchensteuer nach dem Kirchensteuersatz der
Religionsgemeinschaft, der der
Kirchensteuerpflichtige angehört, regelmäßig als
Zuschlag zum Steuerabzug erhoben. Die
Abzugsfähigkeit der Kirchensteuer als
Sonderausgabe wird bereits beim Steuerabzug
mindernd berücksichtigt.

Zur Sicherstellung des Kirchensteuerabzugs (KiSt)
sind Kreditinstitute jährlich verpflichtet, die
erforderlichen Daten im Zeitraum 01.09. bis 31.10.
beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt)
abzufragen. Kunden können bis zum 30.06. des
Jahres Widerspruch nach amtlichem Muster beim
BZSt einlegen (erstmals bis zum 30.06.2014).
Nähere Informationen erhalten Sie vom BZSt, 53221
Bonn, oder unter www.bzst.de. Als Folge des
Widerspruchs werden vom BZSt keine KiSt-Daten
an die Kreditinstitute gemeldet, es wird jedoch eine
Meldung des BZSt an das zuständige
Wohnsitzfinanzamt vorgenommen. Es erfolgt in
diesem Fall kein KiSt-Einbehalt durch die Bank. Der
Kunde ist gegebenenfalls zur Veranlagung
verpflichtet.

VII Ausländische Quellensteuer
Auf die ausländischen Erträge des Fonds wird
teilweise in den Herkunftsländern Quellensteuer
einbehalten.

Die Verwaltungsgesellschaft kann die anrechenbare
Quellensteuer auf der Ebene des Fonds wie
Werbungskosten abziehen. In diesem Fall ist die
ausländische Quellensteuer auf Anlegerebene
weder anrechenbar noch abzugsfähig. Übt die
Verwaltungsgesellschaft ihr Wahlrecht zum Abzug
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der ausländischen Quellensteuer auf Fondsebene
nicht aus, dann wird die anrechenbare
Quellensteuer bereits beim Steuerabzug mindernd
berücksichtigt.

VIII Ertragsausgleich
Auf Erträge entfallende Teile des Ausgabepreises
für ausgegebene Anteile, die zur Ausschüttung
herangezogen werden können
(Ertragsausgleichsverfahren), sind steuerlich so zu
behandeln wie die Erträge, auf die diese Teile des
Ausgabepreises entfallen.

IX Nachweis von
Besteuerungsgrundlagen

Die ausländische Verwaltungsgesellschaft hat
gegenüber dem Bundeszentralamt für Steuern –
soweit das Bundeszentralamt für Steuern dies
anfordern sollte – innerhalb von drei Monaten nach
Zugang der Anforderung die
Besteuerungsgrundlagen bei (Teil-)Ausschüttung
oder Thesaurierung sowie die als zugeflossen
geltenden, aber noch nicht dem Steuerabzug
unterworfenen Erträge nachzuweisen.

Eine Änderung fehlerhaft festgestellter
Besteuerungsgrundlagen des Fonds für
vorangegangene Geschäftsjahre (z.B. aufgrund
eines entsprechenden Verlangens durch das
Bundeszentralamts für Steuern) kann für den Fall
einer für den Anleger steuerlich grundsätzlich
nachteiligen Korrektur zur Folge haben, dass der
Anleger die Steuerlast aus der Korrektur für
vorangegangene Geschäftsjahre zu tragen hat,
obwohl er unter Umständen zu diesem Zeitpunkt
nicht in dem Fonds investiert war. Umgekehrt kann
für den Anleger der Fall eintreten, dass ihm eine
steuerlich grundsätzlich vorteilhafte Korrektur für das
aktuelle und für vorangegangene Geschäftsjahre, in
denen er an dem Fonds beteiligt war, durch die
Rückgabe oder Veräußerung der Anteile vor
Umsetzung der entsprechenden Korrektur nicht
mehr zugutekommt.

Zudem kann eine Korrektur von Steuerdaten dazu
führen, dass steuerpflichtige Erträge bzw.
steuerliche Vorteile in einem anderen als eigentlich
zutreffenden Veranlagungszeitraum tatsächlich
steuerlich veranlagt werden und sich dies beim
einzelnen Anleger negativ auswirkt.

X Zwischengewinnbesteuerung
Zwischengewinne sind die im Ausgabe- oder
Rücknahmepreis enthaltenen Entgelte für
vereinnahmte oder aufgelaufene Zinsen sowie
Gewinne aus der Veräußerung von nicht Guten
Kapitalforderungen, die vom Fonds noch nicht
ausgeschüttet oder thesauriert und infolgedessen
beim Anleger noch nicht steuerpflichtig wurden
(etwa mit Stückzinsen aus festverzinslichen
Wertpapieren vergleichbar). Der vom Fonds
erwirtschaftete Zwischengewinn ist bei Rückgabe
oder Verkauf der Anteile durch Steuerinländer
einkommensteuerpflichtig. Der Steuerabzug auf den
Zwischengewinn beträgt 25 Prozent (zuzüglich
Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls
Kirchensteuer).

Der bei Erwerb von Anteilen gezahlte
Zwischengewinn kann für den Privatanleger im Jahr
der Zahlung einkommensteuerlich als negative
Einnahme abgesetzt werden, wenn ein
Ertragsausgleich durchgeführt wird und sowohl bei
der Veröffentlichung des Zwischengewinns als auch
im Rahmen der von den Berufsträgern zu
bescheinigenden Steuerdaten hierauf hingewiesen
wird. Er wird für den Privatanleger bereits beim
Steuerabzug steuermindernd berücksichtigt. Wird
der Zwischengewinn nicht veröffentlicht, sind jährlich
6 Prozent (pro rata temporis) des Entgelts für die
Rückgabe oder Veräußerung des Investmentanteils
als Zwischengewinn anzusetzen. Bei betrieblichen
Anlegern ist der gezahlte Zwischengewinn
unselbständiger Teil der Anschaffungskosten, die
nicht zu korrigieren sind. Bei Rückgabe oder
Veräußerung des Fondsanteils bildet der erhaltene
Zwischengewinn einen unselbständigen Teil des
Veräußerungserlöses. Eine Korrektur ist nicht
vorzunehmen.
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XI Folgen der Verschmelzung
von Investmentfonds

Werden Investmentfonds im Rahmen einer
steuerneutralen Übertragung i.S.d. § 17a i.V.m. § 14
InvStG auf einen anderen Investmentfonds
übertragen, ist ein ausschüttender Investmentfonds
in seinem letzten Geschäftsjahr vor der
Zusammenlegung steuerlich wie ein thesaurierender
Investmentfonds zu behandeln. Bei den Anlegern
führt die Zusammenlegung nicht zur Aufdeckung
und Besteuerung der in den Anteilen des
übernommenen Investmentfonds ruhenden stillen
Reserven. Grundsätzlich können sowohl Publikums-
Investmentfonds des Vertragstyps (z.B.
Luxemburger FCP) und Publikums-Investmentfonds
in Rechtsform des Gesellschaftstyps (z.B.
Luxemburger SICAV) steuerneutral verschmolzen
werden. Das Gleiche gilt für die Übertragung aller
Vermögensgenstände eines nach dem
Investmentrecht des Sitzstaates abgegrenzten Teils
eines Investmentfonds oder ein solcher Teil eines
Investmentfonds alle Vermögensgegenstände eines
anderen Investmentfonds oder eines nach dem
Investmentrecht des Sitzstaates abgegrenzten Teil
eines  Investmentfonds übernimmt.

Grenzüberschreitende Verschmelzungen sind nicht
mit steuerneutraler Wirkung möglich. Werden
Investmentfonds nicht steuerneutral miteinander
verschmolzen, kommt es steuerlich zu einer
Veräußerung der Anteile an dem übertragenden
Investmentfonds sowie zu einem Erwerb der Anteile
an dem aufnehmenden Investmentfonds.

XII Transparente,
semitransparente und
intransparente Besteuerung
als Investmentfonds

Die oben genannten Besteuerungsgrundsätze (sog.
transparente Besteuerung für Investmentfonds im
Sinne des InvStG) gelten nur, wenn der Fonds unter
die Bestandsschutzregelung des § 22 Abs. 2 InvStG
fällt. Dafür muss der Fonds vor dem 24. Dezember

2013 aufgelegt worden sein und die
Anlagebestimmungen und Kreditaufnahmegrenzen
nach dem ehemaligen Investmentgesetz erfüllen.
Alternativ muss der Fonds die steuerlichen
Anlagebestimmungen nach dem InvStG - dies sind
die Grundsätze nach denen der Fonds investieren
darf, um steuerlich als Investmentfonds behandelt
zu werden- erfüllen. In beiden Fällen müssen zudem
sämtliche Besteuerungsgrundlagen nach der
steuerlichen Bekanntmachungspflicht entsprechend
den Vorgaben in § 5 Abs. 1 InvStG bekannt
gemacht werden. Alternativ ist auch ein Nachweis
der Besteuerungsgrundlagen durch den Anleger
möglich. Hat der Fonds Anteile an anderen
Investmentvermögen erworben, so gelten die oben
genannten Besteuerungsgrundsätze ebenfalls nur,
wenn (i) der jeweilige  Fonds entweder unter die
Bestandsschutzregelungen des InvStG fällt oder die
steuerlichen Anlagebestimmungen nach dem InvStG
erfüllt und (ii) die Verwaltungsgesellschaft für diese
Zielfonds den steuerlichen
Bekanntmachungspflichten nachkommt.

Sofern die Angaben nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. c
oder f InvStG nicht vorliegen, sind die Erträge in
vollem Umfang steuerpflichtig (sog.
semitransparente Besteuerung).

Wird die Bekanntmachungspflicht nach § 5 Abs. 1
InvStG verletzt und handelt es sich nicht um den Fall
der semitransparenten Besteuerung, so sind die
Ausschüttungen und der Zwischengewinn sowie
gemäß § 6 InvStG 70 Prozent der Wertsteigerung im
letzten Kalenderjahr bezogen auf die jeweiligen
Anteile am Investmentvermögen (mindestens aber 6
Prozent des Rücknahmepreises) als
steuerpflichtiger Ertrag auf Ebene des Fonds
anzusetzen (sog. Pauschalbesteuerung). Erfüllt ein
anderes Investmentvermögen, an dem der Fonds
Anteile erworben hat, seine
Bekanntmachungspflichten nach § 5 Abs. 1 InvStG
nicht, ist für das jeweilige andere
Investmentvermögen ein nach den vorstehenden
Grundsätzen zu ermittelnder steuerpflichtiger Ertrag
auf Ebene des Fonds anzusetzen. Allerdings kann
eine Pauschalbesteuerung durch Nachweise der
Anleger vermieden werden.
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XIII Besonderer Hinweis
für Steuerinländer mit
ausländischer Depotführung

Verwahrt der inländische Anleger die Anteile des
ausländischen Fonds in einem ausländischen Depot
sind Besonderheiten zu berücksichtigen.
Insbesondere wird kein Steuerabzug durch die
ausländische depotführende Stelle vorgenommen,
so dass der Steuerinländer sowohl steuerpflichtig
thesaurierte Erträge, steuerpflichtig ausgeschüttete
Erträge als auch steuerpflichtig vereinnahmte
Gewinne aus der Rückgabe oder Veräußerung von
Fondsanteilen in seiner Steuererklärung angeben
muss.

XIV EU-Zinsrichtlinie /
Zinsinformationsverordnung

Die Zinsinformationsverordnung (nachfolgend „ZIV“),
mit der die Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3.
Juni 2003, ABL. EU Nr. L 157 S. 38 im Bereich der
Besteuerung von Zinserträgen umgesetzt wird, soll
grenzüberschreitend die effektive Besteuerung von
Zinserträgen natürlicher Personen im Gebiet der EU
sicherstellen. Mit einigen Drittstaaten (insbesondere
mit der Schweiz, Liechtenstein, Channel Islands,
Monaco und Andorra) hat die EU Abkommen
abgeschlossen, die der EU-Zinsrichtlinie weitgehend
entsprechen.

Mit Einführung und Umsetzung des Common
Reporting Standards (nachfolgend „CRS“) wird die
EU-Zinsrichtlinie sowie die ZIV schrittweise hinfällig.
Außerdem werden Abkommen mit einigen
Drittstaaten gekündigt und durch Abkommen zur
Umsetzung des CRS ersetzt. Die folgenden
Grundsätze gelten übergangsweise daher nur noch
solange für einzelne Staaten, bis diese Meldungen
nach dem CRS vornehmen (z.B. Österreich und die
Schweiz).

Nach der ZIV werden grundsätzlich Zinserträge, die
eine im europäischen Ausland oder bestimmten
Drittstaaten ansässige natürliche Person von einem
deutschen Kreditinstitut (das insoweit als Zahlstelle

handelt) gutgeschrieben erhält, von dem deutschen
Kreditinstitut an das Bundeszentralamt für Steuern
und von dort aus letztlich an die ausländischen
Wohnsitzfinanzämter gemeldet.

Entsprechend werden grundsätzlich Zinserträge, die
eine natürliche Person in Deutschland von einem
ausländischen Kreditinstitut im europäischen
Ausland oder in bestimmten Drittstaaten erhält, von
dem ausländischen Kreditinstitut letztlich an das
deutsche Wohnsitzfinanzamt gemeldet. Alternativ
behalten einige ausländische Staaten
Quellensteuern ein, die in Deutschland anrechenbar
sind.

Konkret betroffen sind folglich die innerhalb der
Europäischen Union bzw. in den beigetretenen
Drittstaaten ansässigen Privatanleger, die
grenzüberschreitend in einem anderen EU-Land ihr
Depot oder Konto führen und Zinserträge
erwirtschaften. Insbesondere die Schweiz hat sich
verpflichtet, von den Zinserträgen eine
Quellensteuer in Höhe von 35 Prozent
einzubehalten. Der Anleger erhält im Rahmen der
steuerlichen Dokumentation eine Bescheinigung, mit
der er sich die abgezogenen Quellensteuern im
Rahmen seiner Einkommensteuererklärung
anrechnen lassen kann.

Alternativ hat der Privatanleger die Möglichkeit, sich
vom Steuerabzug im Ausland befreien zu lassen,
indem er eine Ermächtigung zur freiwilligen
Offenlegung seiner Zinserträge gegenüber der
ausländischen Bank abgibt, die es dem Institut
gestattet, auf den Steuerabzug zu verzichten und
stattdessen die Erträge an die gesetzlich
vorgegebenen Finanzbehörden zu melden.

Für Luxemburg galt das grundsätzliche Verfahren
zum Quellensteuereinbehalt bis zum 31.12.2014.
Seit dem 1.1.2015 wird das oben beschriebene
Meldeverfahren durchgeführt.

Wenn das Vermögen des Fonds aus höchstens
15 Prozent Forderungen im Sinne der ZIV besteht,
haben die Zahlstellen, die letztlich auf die von der
Verwaltungsgesellschaft gemeldeten Daten
zurückgreifen, keine Meldungen an das
Bundeszentralamt für Steuern zu versenden.
Ansonsten löst die Überschreitung der 15 Prozent-
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Grenze eine Meldepflicht der Zahlstellen an das
Bundeszentralamt für Steuern über den in der
Ausschüttung enthaltenen Zinsanteil aus.

Bei Überschreiten der 25 Prozent-Grenze ist bei der
Rückgabe oder Veräußerung der Fondsanteile der
Veräußerungserlös zu melden. Ist der Fonds ein
ausschüttender, so ist zusätzlich im Falle der
Ausschüttung der darin enthaltene Zinsanteil an das
Bundeszentralamt für Steuern zu melden. Handelt
es sich um einen thesaurierenden Fonds, erfolgt
eine Meldung konsequenterweise nur im Falle der
Rückgabe oder Veräußerung des Fondsanteils.

Hinweise:
a. Allgemeiner Hinweis
Die steuerlichen Ausführungen gehen von der
derzeit bekannten Rechtslage aus. Sie richten sich
an in Deutschland unbeschränkt
einkommensteuerpflichtige oder unbeschränkt
körperschaftsteuerpflichtige Personen. Es kann
jedoch keine Gewähr dafür übernommen werden,
dass sich die steuerliche Beurteilung durch
Gesetzgebung, Rechtsprechung oder Erlasse der
Finanzverwaltung nicht ändert.

b. Hinweis zur Investmentsteuerreform
Am 26. Juli 2016 wurde das
Investmentsteuerreformgesetz verkündet (siehe
auch unter Darstellung der Rechtslage ab
01.01.2018). Es sieht unter anderem vor, dass ab
2018 bei Fonds bestimmte inländische Erträge
(insbesondere Dividenden/ Mieten/
Veräußerungsgewinne aus Immobilien) bereits auf
Ebene des Fonds besteuert werden sollen. Eine
Ausnahme besteht nur, soweit bestimmte
steuerbegünstigte Institutionen Anleger sind, oder
die Anteile im Rahmen von Altersvorsorge- oder
Basisrentenverträgen (Riester/Rürup) gehalten
werden. Bislang gilt grundsätzlich das sogenannte
Transparenzprinzip, d.h. Steuern werden erst auf
der Ebene des Anlegers erhoben.
Zum Ausgleich sieht das neue Gesetz vor, dass
Anleger unter bestimmten Voraussetzungen einen
pauschalen Teil der vom Fonds erwirtschafteten
Erträge steuerfrei erhalten (sog. Teilfreistellung),
um die Steuerbelastung auf Fondsebene

auszugleichen. Dieser Mechanismus gewährleistet
allerdings nicht, dass in jedem Einzelfall ein
vollständiger Ausgleich geschaffen wird.

Darstellung der Rechtslage ab
01.01.2018
Der ausländische Fonds unterliegt als
Vermögensmasse in Deutschland grundsätzlich
nicht  der Körperschaft- und Gewerbesteuer. Er ist
jedoch partiell körperschaftsteuerpflichtig mit seinen
inländischen Beteiligungseinnahmen und sonstigen
inländischen Einkünften im Sinne der beschränkten
Einkommensteuerpflicht mit Ausnahme von
Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen an
Kapitalgesellschaften. Der Steuersatz beträgt 15%.

Die Investmenterträge werden jedoch beim
Privatanleger als Einkünfte aus Kapitalvermögen der
Einkommensteuer unterworfen, soweit diese
zusammen mit sonstigen Kapitalerträgen den
Sparer-Pauschbetrag von jährlich 801,- Euro (für
Alleinstehende oder getrennt veranlagte Ehegatten)
bzw. 1.602,- Euro (für zusammen veranlagte
Ehegatten) übersteigen.

Einkünfte aus Kapitalvermögen unterliegen
grundsätzlich einem Steuerabzug von 25 Prozent
(zuzüglich Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls
Kirchensteuer). Zu den Einkünften aus
Kapitalvermögen gehören auch die Erträge aus
Investmentfonds (Investmenterträge), d.h. die
Ausschüttungen des Fonds, die Vorabpauschalen
und die Gewinne aus der Veräußerung der Anteile.
Unter bestimmten Voraussetzungen können die
Anleger einen pauschalen Teil dieser
Investmenterträge steuerfrei erhalten (sog.
Teilfreistellung).

Der Steuerabzug hat für den Privatanleger
grundsätzlich Abgeltungswirkung (sog.
Abgeltungsteuer), so dass die Einkünfte aus
Kapitalvermögen regelmäßig nicht in der
Einkommensteuererklärung anzugeben sind. Bei der
Vornahme des Steuerabzugs werden durch die
depotführende Stelle grundsätzlich bereits
Verlustverrechnungen vorgenommen und aus der
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Direktanlage stammende ausländische
Quellensteuern angerechnet.

Der Steuerabzug hat u.a. aber dann keine
Abgeltungswirkung, wenn der persönliche
Steuersatz geringer ist als der Abgeltungssatz von
25 Prozent. In diesem Fall können die Einkünfte aus
Kapitalvermögen in der Einkommensteuererklärung
angegeben werden. Das Finanzamt setzt dann den
niedrigeren persönlichen Steuersatz an und rechnet
auf die persönliche Steuerschuld den
vorgenommenen Steuerabzug an (sog.
Günstigerprüfung).

Sofern Einkünfte aus Kapitalvermögen keinem
Steuerabzug unterlegen haben (z.B. im Falle
ausländischer Depotverwahrung oder weil ein
Gewinn aus der Veräußerung von Fondsanteilen in
einem ausländischen Depot erzielt wird), sind diese
in der Steuererklärung anzugeben. Im Rahmen der
Veranlagung unterliegen die Einkünfte aus
Kapitalvermögen dann ebenfalls dem
Abgeltungssatz von 25 Prozent oder dem
niedrigeren persönlichen Steuersatz.

Sofern sich die Anteile im Betriebsvermögen
befinden, werden die Erträge als Betriebseinnahmen
steuerlich erfasst.

I Anteile im Privatvermögen
(Steuerinländer)

1. Ausschüttungen
Ausschüttungen des Fonds sind grundsätzlich
steuerpflichtig.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
für einen Aktienfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 30 Prozent der Ausschüttungen steuerfrei.
Aktienfonds sind Investmentfonds, die gemäß den
Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 51
Prozent ihres Wertes in Kapitalbeteiligungen
anlegen.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
für einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 15 Prozent der Ausschüttungen steuerfrei.
Mischfonds sind Investmentfonds, die gemäß den

Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 25
Prozent ihres Wertes in Kapitalbeteiligungen
anlegen.

Erfüllt der Fonds weder die steuerlichen
Voraussetzungen für einen Aktien- noch für einen
Mischfonds, ist auf die Ausschüttungen keine
Teilfreistellung anzuwenden.

Eine steuerliche Klassifikation für Zwecke der
Teilfreistellung des oder der Fonds bzw. Teilfonds ist
dem Anhang zu diesen Kurzangaben über die für
deutsche Anleger bedeutsamen steuerlichen
Vorschriften zu entnehmen.

Die steuerpflichtigen Ausschüttungen unterliegen
i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich
Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls
Kirchensteuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen
werden, wenn der Anleger Steuerinländer ist und
einen Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die
steuerpflichtigen Ertragsteile 801,- Euro bei
Einzelveranlagung bzw. 1.602,- Euro bei
Zusammenveranlagung von Ehegatten nicht
übersteigen.

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer
Bescheinigung für Personen, die voraussichtlich
nicht zur Einkommenssteuer veranlagt werden
(sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung,
nachfolgend „NV-Bescheinigung“).

Verwahrt der inländische Anleger die Anteile in
einem inländischen Depot, so nimmt die
depotführende Stelle als Zahlstelle vom
Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor dem
festgelegten Ausschüttungstermin ein in
ausreichender Höhe ausgestellter
Freistellungsauftrag nach amtlichem Muster oder
eine NV-Bescheinigung, die vom Finanzamt für die
Dauer von maximal drei Jahren erteilt wird,
vorgelegt wird. In diesem Fall erhält der Anleger die
gesamte Ausschüttung ungekürzt gutgeschrieben.

2. Vorabpauschalen
Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die
Ausschüttungen des Fonds innerhalb eines
Kalenderjahrs den Basisertrag für dieses
Kalenderjahr unterschreiten. Der Basisertrag wird
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durch Multiplikation der Rücknahmepreises des
Anteils zu Beginn eines Kalenderjahrs mit 70
Prozent des Basiszinses nach dem
Bewertungsgesetz, der aus der langfristig
erzielbaren Rendite öffentlicher Anleihen abgeleitet
wird, ermittelt. Der Basisertrag ist auf den
Mehrbetrag begrenzt, der sich zwischen dem ersten
und dem letzten im Kalenderjahr festgesetzten
Rücknahmepreis zuzüglich der Ausschüttungen
innerhalb des Kalenderjahrs ergibt. Im Jahr des
Erwerbs der Anteile vermindert sich die
Vorabpauschale um ein Zwölftel für jeden vollen
Monat, der dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die
Vorabpauschale gilt am ersten Werktag des
folgenden Kalenderjahres als zugeflossen.

Vorabpauschalen sind grundsätzlich steuerpflichtig.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
für einen Aktienfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 30 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei.
Aktienfonds sind Investmentfonds, die gemäß den
Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 51
Prozent ihres Wertes in Kapitalbeteiligungen
anlegen.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
für einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 15 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei.
Mischfonds sind Investmentfonds, die gemäß den
Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 25
Prozent ihres Wertes in Kapitalbeteiligungen
anlegen.

Erfüllt der Fonds weder die steuerlichen
Voraussetzungen für einen Aktien- noch für einen
Mischfonds, ist auf die Vorabpauschale keine
Teilfreistellung anzuwenden.

Eine steuerliche Klassifikation für Zwecke der
Teilfreistellung des oder der Fonds bzw. Teilfonds ist
dem Anhang zu diesen Kurzangaben über die für
deutsche Anleger bedeutsamen steuerlichen
Vorschriften zu entnehmen.

Die steuerpflichtigen Vorabpauschalen unterliegen
i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich
Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls
Kirchensteuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen
werden, wenn der Anleger Steuerinländer ist und
einen Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die
steuerpflichtigen Ertragsteile 801,- Euro bei
Einzelveranlagung bzw. 1.602,- Euro bei
Zusammenveranlagung von Ehegatten nicht
übersteigen.

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer
Bescheinigung für Personen, die voraussichtlich
nicht zur Einkommenssteuer veranlagt werden
(sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung,
nachfolgend „NV-Bescheinigung“).

Verwahrt der inländische Anleger die Anteile in
einem inländischen Depot, so nimmt die
depotführende Stelle als Zahlstelle vom
Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor dem
Zuflusszeitpunkt ein in ausreichender Höhe
ausgestellter Freistellungsauftrag nach amtlichem
Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom
Finanzamt für die Dauer von maximal drei Jahren
erteilt wird, vorgelegt wird. In diesem Fall wird keine
Steuer abgeführt. Andernfalls hat der Anleger der
inländischen depotführenden Stelle den Betrag der
abzuführenden Steuer zur Verfügung zu stellen. Zu
diesem Zweck darf die depotführende Stelle den
Betrag der abzuführenden Steuer von einem bei ihr
unterhaltenen und auf den Namen des Anlegers
lautenden Kontos ohne Einwilligung des Anlegers
einziehen. Soweit der Anleger nicht vor Zufluss der
Vorabpauschale widerspricht, darf die
depotführende Stelle insoweit den Betrag der
abzuführenden Steuer von einem auf den Namen
des Anlegers lautenden Konto einziehen, wie ein mit
dem Anleger vereinbarter Kontokorrentkredit für
dieses Konto nicht in Anspruch genommen wurde.
Soweit der Anleger seiner Verpflichtung, den Betrag
der abzuführenden Steuer der inländischen
depotführenden Stelle zur Verfügung zu stellen,
nicht nachkommt, hat die depotführende Stelle dies
dem für sie zuständigen Finanzamt anzuzeigen. Der
Anleger muss in diesem Fall die Vorabpauschale
insoweit in seiner Einkommensteuererklärung
angeben.

3. Veräußerungsgewinne auf Anlegerebene
Werden Anteile an dem Fonds nach dem 31.
Dezember 2017 veräußert, unterliegt der
Veräußerungsgewinn i.d.R. dem Abgeltungssatz von
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25 Prozent. Dies gilt sowohl für Anteile, die vor dem
1. Januar 2018 erworben wurden und die zum 31.
Dezember 2017 als veräußert und zum 1. Januar
2018 wieder als angeschafft gelten, als auch für
nach dem 31. Dezember 2017 erworbene Anteile.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
für einen Aktienfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 30 Prozent der Veräußerungsgewinne
steuerfrei. Aktienfonds sind Investmentfonds, die
gemäß den Anlagebedingungen fortlaufend
mindestens 51 Prozent ihres Wertes in
Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
für einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 15 Prozent der Veräußerungsgewinne
steuerfrei. Mischfonds sind Investmentfonds, die
gemäß den Anlagebedingungen fortlaufend
mindestens 25 Prozent ihres Wertes in
Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfüllt der Fonds weder die steuerlichen
Voraussetzungen für einen Aktien- noch für einen
Mischfonds, ist auf die Veräußerungsgewinne keine
Teilfreistellung anzuwenden.

Eine steuerliche Klassifikation für Zwecke der
Teilfreistellung des oder der Fonds bzw. Teilfonds ist
dem Anhang zu diesen Kurzangaben über die für
deutsche Anleger bedeutsamen steuerlichen
Vorschriften zu entnehmen.

Bei Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen, die
vor dem 1. Januar 2018 erworben wurden und die
zum 31. Dezember 2017 als veräußert und zum 1.
Januar 2018 wieder als angeschafft gelten, ist zu
beachten, dass im Zeitpunkt der tatsächlichen
Veräußerung auch die Gewinne aus der zum 31.
Dezember 2017 erfolgten fiktiven Veräußerung zu
versteuern sind, falls die Anteile tatsächlich nach
dem 31. Dezember 2008 erworben worden sind. Auf
diese aus der fiktiven Veräußerung erzielten
Gewinne findet eine etwaige Teilfreistellung keine
Anwendung.

Sofern die Anteile in einem inländischen Depot
verwahrt werden, nimmt die depotführende Stelle
den Steuerabzug unter Berücksichtigung etwaiger
Teilfreistellungen vor. Der Steuerabzug von
25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag und

gegebenenfalls Kirchensteuer) kann durch die
Vorlage eines ausreichenden Freistellungsauftrags
bzw. einer NV-Bescheinigung vermieden werden.
Werden solche Anteile von einem Privatanleger mit
Verlust veräußert, dann ist der Verlust mit anderen
positiven Einkünften aus Kapitalvermögen
verrechenbar. Sofern die Anteile in einem
inländischen Depot verwahrt werden und bei
derselben depotführenden Stelle im selben
Kalenderjahr positive Einkünfte aus
Kapitalvermögen erzielt wurden, nimmt die
depotführende Stelle die Verlustverrechnung vor.

Bei einer Veräußerung der vor dem 1. Januar 2009
erworbenen Fondsanteile nach dem 31. Dezember
2017 ist der Gewinn, der nach dem 31. Dezember
2017 entsteht, bei Privatanlegern grundsätzlich bis
zu einem Betrag von 100.000 Euro steuerfrei. Dieser
Freibetrag kann nur in Anspruch genommen
werden, wenn diese Gewinne gegenüber dem für
den Anleger zuständigen Finanzamt erklärt werden.

Bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns ist der
Gewinn um die während der Besitzzeit angesetzten
Vorabpauschalen zu mindern.

4. Abwicklungsbesteuerung
Während der Abwicklung des Fonds gelten
Ausschüttungen nur insoweit als Ertrag, wie in ihnen
der Wertzuwachs eines Kalenderjahres enthalten ist.

II Anteile im Betriebsvermögen
(Steuerinländer)

1. Erstattung der Körperschaftsteuer des Fonds
Wie bereits oben dargelegt, ist der Fonds mit
bestimmten Erträgen partiell
körperschaftsteuerpflichtig.

Eine Anteilklasse ist jedoch steuerbefreit, soweit die
Anteile an einer Anteilklasse nur von solchen
steuerbegünstigten Anlegern erworben bzw.
gehalten werden dürfen, die eine inländische
Körperschaft, Personenvereinigung oder
Vermögensmasse, die nach der Satzung, dem
Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung
und nach der tatsächlichen Geschäftsführung
ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen,
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mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dient oder eine
Stiftung des öffentlichen Rechts, die ausschließlich
und unmittelbar gemeinnützigen oder mildtätigen
Zwecken dient, oder eine juristische Person des
öffentlichen Rechts, die ausschließlich und
unmittelbar kirchlichen Zwecken dient, sind; dies gilt
nicht, wenn die Anteile in einem wirtschaftlichen
Geschäftsbetrieb gehalten werden. Dasselbe gilt für
vergleichbare ausländische Anleger mit Sitz und
Geschäftsleitung in einem Amts- und
Beitreibungshilfe leistenden ausländischen Staat.

Eine Anteilklasse ist ebenfalls steuerbefreit, soweit
die Anteile hieran nur oder neben den oben
genannten steuerbegünstigten Anlegern im Rahmen
von Altersvorsorge- oder Basisrentenverträgen
gehalten werden, die nach dem
Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetz
zertifiziert wurden.

Voraussetzungen für die steuerliche Befreiung einer
Anteilklasse sind, dass die Anleger gegenüber dem
Fonds ihre Steuerbefreiung entsprechend
nachweisen und dass die Anlagebedingungen nur
eine Rückgabe von Investmentanteilen an einer
solchen Anteilklasse an den Investmentfonds
zulassen und die Übertragung von
Investmentanteilen an einer solchen Anteilklasse
ausgeschlossen ist.

Ferner setzt die Befreiung von der auf der
Fondsebene grundsätzlich anfallenden
Körperschaftsteuer auf deutsche Dividenden und
Erträge aus deutschen eigenkapitalähnlichen
Genussrechten im Wesentlichen voraus, dass
deutsche Aktien und deutsche eigenkapitalähnliche
Genussrechte vom Fonds als wirtschaftlichem
Eigentümer ununterbrochen 45 Tage innerhalb von
45 Tagen vor und nach dem Fälligkeitszeitpunkt der
Kapitalerträge gehalten wurden und in diesen 45
Tagen ununterbrochen
Mindestwertänderungsrisiken i.H.v. 70 Prozent
bestanden.

Steuerliche Befreiungsbeträge, die die Gesellschaft
im Zusammenhang mit der Verwaltung des Fonds
erhält und die auf Erträge oben beschriebener
Anteilklassen entfallen, sind grundsätzlich den
Anlegern dieser Anteilklassen auszuzahlen.
Abweichend hiervon ist die Gesellschaft berechtigt,

die Befreiungsbeträge unmittelbar dem Fonds
zugunsten der Anleger dieser Anteilklasse
zuzuführen; aufgrund dieser Zuführung werden
keine neuen Anteile ausgegeben.

Die auf Fondsebene angefallene Körperschaftsteuer
kann dem Fonds zur Weiterleitung an einen Anleger
erstattet werden, soweit dieser Anleger eine
inländische Körperschaft, Personenvereinigung oder
Vermögensmasse, die nach der Satzung, dem
Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung
und nach der tatsächlichen Geschäftsführung
ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen,
mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dient oder eine
Stiftung des öffentlichen Rechts, die ausschließlich
und unmittelbar gemeinnützigen oder mildtätigen
Zwecken dient, oder eine juristische Person des
öffentlichen Rechts, die ausschließlich und
unmittelbar kirchlichen Zwecken dient, ist; dies gilt
nicht, wenn die Anteile in einem wirtschaftlichen
Geschäftsbetrieb gehalten werden. Dasselbe gilt für
vergleichbare ausländische Anleger mit Sitz und
Geschäftsleitung in einem Amts- und
Beitreibungshilfe leistenden ausländischen Staat.

Voraussetzung hierfür ist, dass ein solcher Anleger
einen entsprechenden Antrag stellt und die
angefallene Körperschaftsteuer anteilig auf seine
Besitzzeit entfällt. Zudem muss der Anleger seit
mindestens drei Monaten vor dem Zufluss der
körperschaftsteuerpflichtigen Erträge des Fonds
zivilrechtlicher und wirtschaftlicher Eigentümer der
Anteile sein, ohne dass eine Verpflichtung zur
Übertragung der Anteile auf eine andere Person
besteht. Ferner setzt die Erstattung im Hinblick auf
die auf der Fondsebene angefallene
Körperschaftsteuer auf deutsche Dividenden und
Erträge aus deutschen eigenkapitalähnlichen
Genussrechten im Wesentlichen voraus, dass
deutsche Aktien und deutsche eigenkapitalähnliche
Genussrechte vom Fonds als wirtschaftlichem
Eigentümer ununterbrochen 45 Tage innerhalb von
45 Tagen vor und nach dem Fälligkeitszeitpunkt der
Kapitalerträge gehalten wurden und in diesen 45
Tagen ununterbrochen
Mindestwertänderungsrisiken i.H.v. 70 Prozent
bestanden. Dem Antrag sind Nachweise über die
Steuerbefreiung und ein von der depotführenden
Stelle ausgestellter Investmentanteil-
Bestandsnachweis beizufügen. Der
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Investmentanteil-Bestandsnachweis ist eine nach
amtlichen Muster erstellte Bescheinigung über den
Umfang der durchgehend während des
Kalenderjahres vom Anleger gehaltenen Anteile
sowie den Zeitpunkt und Umfang des Erwerbs und
der Veräußerung von Anteilen während des
Kalenderjahres.

Die auf Fondsebene angefallene Körperschaftsteuer
kann dem Fonds ebenfalls zur Weiterleitung an
einen Anleger erstattet werden, soweit die Anteile an
dem Fonds im Rahmen von Altersvorsorge- oder
Basisrentenverträgen gehalten werden, die nach
dem Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetz
zertifiziert wurden. Dies setzt voraus, dass der
Anbieter eines Altersvorsorge- oder
Basisrentenvertrags dem Fonds innerhalb eines
Monats nach dessen Geschäftsjahresende mitteilt,
zu welchen Zeitpunkten und in welchem Umfang
Anteile erworben oder veräußert wurden.

Eine Verpflichtung des Fonds bzw. der Gesellschaft,
sich die entsprechende Körperschaftsteuer zur
Weiterleitung an den Anleger erstatten zu lassen,
besteht nicht.

Aufgrund der hohen Komplexität der Regelung
erscheint die Hinzuziehung eines steuerlichen
Beraters sinnvoll.

2. Ausschüttungen
Ausschüttungen des Fonds sind grundsätzlich
einkommen- bzw. körperschaftsteuer- und
gewerbesteuerpflichtig.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
für einen Aktienfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 60 Prozent der Ausschüttungen steuerfrei für
Zwecke der Einkommensteuer und 30 Prozent für
Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von
natürlichen Personen im Betriebsvermögen gehalten
werden. Für steuerpflichtige Körperschaften sind
generell 80 Prozent der Ausschüttungen steuerfrei
für Zwecke der Körperschaftsteuer und 40 Prozent
für Zwecke der Gewerbesteuer. Für Körperschaften,
die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen sind und bei
denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen
sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen die
Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder

von denen mit dem Ziel der kurzfristigen Erzielung
eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind
30 Prozent der Ausschüttungen steuerfrei für
Zwecke der Körperschaftsteuer und 15 Prozent für
Zwecke der Gewerbesteuer. Aktienfonds sind
Investmentfonds, die gemäß den
Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 51
Prozent ihres Wertes in Kapitalbeteiligungen
anlegen.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
für einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 30 Prozent der Ausschüttungen steuerfrei für
Zwecke der Einkommensteuer und 15 Prozent für
Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von
natürlichen Personen im Betriebsvermögen gehalten
werden. Für steuerpflichtige Körperschaften sind
generell 40 Prozent der Ausschüttungen steuerfrei
für Zwecke der Körperschaftsteuer und 20 Prozent
für Zwecke der Gewerbesteuer. Für Körperschaften,
die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen sind und bei
denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen
sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen die
Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder
von denen mit dem Ziel der kurzfristigen Erzielung
eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind
15 Prozent der Ausschüttungen steuerfrei für
Zwecke der Körperschaftsteuer und 7,5 Prozent für
Zwecke der Gewerbesteuer. Mischfonds sind
Investmentfonds, die gemäß den
Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 25
Prozent ihres Wertes in Kapitalbeteiligungen
anlegen.

Erfüllt der Fonds weder die steuerlichen
Voraussetzungen für einen Aktien- noch für einen
Mischfonds, ist auf die Ausschüttungen keine
Teilfreistellung anzuwenden.

Eine steuerliche Klassifikation für Zwecke der
Teilfreistellung des oder der Fonds bzw. Teilfonds ist
dem Anhang zu diesen Kurzangaben über die für
deutsche Anleger bedeutsamen steuerlichen
Vorschriften zu entnehmen.

Die Ausschüttungen unterliegen i.d.R. dem
Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich
Solidaritätszuschlag).
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Für Zwecke des Steuerabzugs wird, sofern die
steuerlichen Voraussetzungen für einen Aktien- oder
Mischfonds erfüllt werden, einheitlich der für
Privatanleger geltende Teilfreistellungssatz
angewendet, d.h. im Falle eines Aktienfonds in Höhe
von 30 Prozent, im Falle eines Mischfonds in Höhe
von 15 Prozent.

3. Vorabpauschalen
Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die
Ausschüttungen des Fonds innerhalb eines
Kalenderjahrs den Basisertrag für dieses
Kalenderjahr unterschreiten. Der Basisertrag wird
durch Multiplikation der Rücknahmepreises des
Anteils zu Beginn eines Kalenderjahrs mit 70
Prozent des Basiszinses nach dem
Bewertungsgesetz, der aus der langfristig
erzielbaren Rendite öffentlicher Anleihen abgeleitet
wird, ermittelt. Der Basisertrag ist auf den
Mehrbetrag begrenzt, der sich zwischen dem ersten
und dem letzten im Kalenderjahr festgesetzten
Rücknahmepreis zuzüglich der Ausschüttungen
innerhalb des Kalenderjahrs ergibt. Im Jahr des
Erwerbs der Anteile vermindert sich die
Vorabpauschale um ein Zwölftel für jeden vollen
Monat, der dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die
Vorabpauschale gilt am ersten Werktag des
folgenden Kalenderjahres als zugeflossen.

Vorabpauschalen sind grundsätzlich einkommen-
bzw. körperschaftsteuer- und
gewerbesteuerpflichtig.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
für einen Aktienfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 60 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei für
Zwecke der Einkommensteuer und 30 Prozent für
Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von
natürlichen Personen im Betriebsvermögen gehalten
werden. Für steuerpflichtige Körperschaften sind
generell 80 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei
für Zwecke der Körperschaftsteuer und 40 Prozent
für Zwecke der Gewerbesteuer. Für Körperschaften,
die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen sind und bei
denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen
sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen die
Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder
von denen mit dem Ziel der kurzfristigen Erzielung
eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind

30 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei für
Zwecke der Körperschaftsteuer und 15 Prozent für
Zwecke der Gewerbesteuer. Aktienfonds sind
Investmentfonds, die gemäß den
Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 51
Prozent ihres Wertes in Kapitalbeteiligungen
anlegen.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
für einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 30 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei für
Zwecke der Einkommensteuer und 15 Prozent für
Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die Anteile von
natürlichen Personen im Betriebsvermögen gehalten
werden. Für steuerpflichtige Körperschaften sind
generell 40 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei
für Zwecke der Körperschaftsteuer und 20 Prozent
für Zwecke der Gewerbesteuer. Für Körperschaften,
die Lebens- oder
Krankenversicherungsunternehmen sind und bei
denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzurechnen
sind, oder die Kreditinstitute sind und bei denen die
Anteile dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder
von denen mit dem Ziel der kurzfristigen Erzielung
eines Eigenhandelserfolgs erworben wurden, sind
15 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei für
Zwecke der Körperschaftsteuer und 7,5 Prozent für
Zwecke der Gewerbesteuer. Mischfonds sind
Investmentfonds, die gemäß den
Anlagebedingungen fortlaufend mindestens 25
Prozent ihres Wertes in Kapitalbeteiligungen
anlegen.

Erfüllt der Fonds weder die steuerlichen
Voraussetzungen für einen Aktien- noch für einen
Mischfonds, ist auf die Vorabpauschale keine
Teilfreistellung anzuwenden.

Eine steuerliche Klassifikation für Zwecke der
Teilfreistellung des oder der Fonds bzw. Teilfonds ist
dem Anhang zu diesen Kurzangaben über die für
deutsche Anleger bedeutsamen steuerlichen
Vorschriften zu entnehmen.

Die Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem
Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich
Solidaritätszuschlag).

Für Zwecke des Steuerabzugs wird, sofern die
steuerlichen Voraussetzungen für einen Aktien- oder
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Mischfonds erfüllt werden einheitlich der für
Privatanleger geltende Teilfreistellungssatz
angewendet, d.h. im Falle eines Aktienfonds in Höhe
von 30 Prozent, im Falle eines Mischfonds in Höhe
von 15 Prozent.

4. Veräußerungsgewinne auf Anlegerebene
Gewinne aus der Veräußerung der Anteile
unterliegen grundsätzlich der Einkommen- bzw.
Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer. Bei der
Ermittlung des Veräußerungsgewinns ist der Gewinn
um die während der Besitzzeit angesetzten
Vorabpauschalen zu mindern.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
für einen Aktienfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 60 Prozent der Veräußerungsgewinne
steuerfrei für Zwecke der Einkommensteuer und 30
Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die
Anteile von natürlichen Personen im
Betriebsvermögen gehalten werden. Für
steuerpflichtige Körperschaften sind generell 80
Prozent der Veräußerungsgewinne steuerfrei für
Zwecke der Körperschaftsteuer und 40 Prozent für
Zwecke der Gewerbesteuer. Für Körperschaften, die
Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen
sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen
zuzurechnen sind, oder die Kreditinstitute sind und
bei denen die Anteile dem Handelsbuch
zuzurechnen sind oder von denen mit dem Ziel der
kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolgs
erworben wurden, sind 30 Prozent der
Veräußerungsgewinne steuerfrei für Zwecke der
Körperschaftsteuer und 15 Prozent für Zwecke der
Gewerbesteuer. Aktienfonds sind Investmentfonds,
die gemäß den Anlagebedingungen fortlaufend
mindestens 51 Prozent ihres Wertes in
Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraussetzungen
für einen Mischfonds im Sinne der Teilfreistellung,
sind 30 Prozent der Veräußerungsgewinne
steuerfrei für Zwecke der Einkommensteuer und 15
Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer, wenn die
Anteile von natürlichen Personen im
Betriebsvermögen gehalten werden. Für
steuerpflichtige Körperschaften sind generell 40

Prozent der Veräußerungsgewinne steuerfrei für
Zwecke der Körperschaftsteuer und 20 Prozent für
Zwecke der Gewerbesteuer. Für Körperschaften, die
Lebens- oder Krankenversicherungsunternehmen
sind und bei denen die Anteile den Kapitalanlagen
zuzurechnen sind, oder die Kreditinstitute sind und
bei denen die Anteile dem Handelsbuch
zuzurechnen sind oder von denen mit dem Ziel der
kurzfristigen Erzielung eines Eigenhandelserfolgs
erworben wurden, sind 15 Prozent der
Veräußerungsgewinne steuerfrei für Zwecke der
Körperschaftsteuer und 7,5 Prozent für Zwecke der
Gewerbesteuer. Mischfonds sind Investmentfonds,
die gemäß den Anlagebedingungen fortlaufend
mindestens 25 Prozent ihres Wertes in
Kapitalbeteiligungen anlegen.

Erfüllt der Fonds weder die steuerlichen
Voraussetzungen für einen Aktien- noch für einen
Mischfonds, ist auf den Veräußerungsgewinn keine
Teilfreistellung anzuwenden.

Eine steuerliche Klassifikation für Zwecke der
Teilfreistellung des oder der Fonds bzw. Teilfonds ist
dem Anhang zu diesen Kurzangaben über die für
deutsche Anleger bedeutsamen steuerlichen
Vorschriften zu entnehmen.

Bei Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen, die
vor dem 1. Januar 2018 erworben wurden und die
zum 31. Dezember 2017 als veräußert und zum 1.
Januar 2018 wieder als angeschafft gelten, ist zu
beachten, dass im Zeitpunkt der tatsächlichen
Veräußerung auch die Gewinne aus der zum 31.
Dezember 2017 erfolgten fiktiven Veräußerung zu
versteuern sind. Auf diese aus der fiktiven
Veräußerung erzielten Gewinne findet eine etwaige
Teilfreistellung keine Anwendung.

Die Gewinne aus der Veräußerung der Anteile
unterliegen i.d.R. keinem Steuerabzug.

5. Abwicklungsbesteuerung
Während der Abwicklung des Fonds gelten
Ausschüttungen nur insoweit als Ertrag, wie in ihnen
der Wertzuwachs eines Kalenderjahres enthalten ist.
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6. Vereinfachte Übersicht für die Besteuerung bei üblichen betrieblichen Anlegergruppen

Ausschüttungen Vorabpauschalen Veräußerungsgewinne
Inländische Anleger

Einzelunternehmer Kapitalertragsteuer:
25% (die Teilfreistellung für Aktienfonds i.H.v. 30% bzw. für
Mischfonds i.H.v. 15% wird berücksichtigt)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

Materielle Besteuerung:
Einkommensteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Berücksichtigung von Teilfreistellungen (Aktienfonds
60% für Einkommensteuer / 30% für Gewerbesteuer; Mischfonds 30% für Einkommensteuer / 15% für
Gewerbesteuer)

Regelbesteuerte
Körperschaften
(typischerweise
Industrieunterneh-
men; Banken,
sofern Anteile nicht
im Handelsbestand
gehalten werden;
Sachversicherer)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme bei Banken, ansonsten 25% (die Teilfreistellung
für Aktienfonds i.H.v. 30% bzw. für Mischfonds i.H.v. 15% wird
berücksichtigt)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

Materielle Besteuerung:
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Berücksichtigung von Teilfreistellungen (Aktienfonds
80% für Körperschaftsteuer / 40% für Gewerbesteuer; Mischfonds 40% für Körperschaftsteuer / 20% für
Gewerbesteuer)

Lebens- und
Kranken-
versicherungs-
unternehmen und
Pensionsfonds, bei
denen die
Fondsanteile den
Kapitalanlagen
zuzurechnen sind

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung: Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer, soweit handelsbilanziell keine
Rückstellung für Beitragsrückerstattungen (RfB) aufgebaut wird, die auch steuerlich anzuerkennen ist
ggf. unter Berücksichtigung von Teilfreistellungen (Aktienfonds 30% für Körperschaftsteuer / 15% für
Gewerbesteuer; Mischfonds 15% für Körperschaftsteuer / 7,5% für Gewerbesteuer)

Banken, die die
Fondsanteile im
Handelsbestand
halten

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung: Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Berücksichtigung von
Teilfreistellungen (Aktienfonds 30% für Körperschaftsteuer / 15% für Gewerbesteuer; Mischfonds 15%
für Körperschaftsteuer / 7,5% für Gewerbesteuer)

Steuerbefreite ge-
meinnützige, mild-
tätige oder kirch-
liche Anleger (insb.
Kirchen, gemein-
nützige Stiftungen)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei – zusätzlich kann die auf der Fondsebene angefallene Körperschaftsteuer auf Antrag erstattet
werden

Andere
steuerbefreite
Anleger (insb.
Pensionskassen,
Sterbekassen und
Unterstützungskass
en, sofern die im
Körperschaftsteuer-
gesetz geregelten
Voraussetzungen
erfüllt sind)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei

Unterstellt ist eine inländische Depotverwahrung. Auf die Kapitalertragsteuer, Einkommensteuer und
Körperschaftsteuer wird ein Solidaritätszuschlag als Ergänzungsabgabe erhoben. Für die Abstandnahme vom
Kapitalertragsteuerabzug kann es erforderlich sein, dass Bescheinigungen rechtzeitig der depotführenden Stelle
vorgelegt werden.
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III Steuerausländer
Verwahrt ein Steuerausländer die Fondsanteile im
Depot bei einer inländischen depotführenden Stelle,
wird vom Steuerabzug auf Ausschüttungen,
Vorabpauschalen und Gewinne aus der
Veräußerung der Anteile Abstand genommen,
sofern er seine steuerliche Ausländereigenschaft
nachweist. Sofern die Ausländereigenschaft der
depotführenden Stelle nicht bekannt bzw. nicht
rechtzeitig nachgewiesen wird, ist der ausländische
Anleger gezwungen, die Erstattung des
Steuerabzugs entsprechend § 37 Abs. 2 der
Abgabenordnung zu beantragen. Zuständig ist das
für die depotführende Stelle zuständige Finanzamt.

IV Solidaritätszuschlag
Auf den auf Ausschüttungen, Vorabpauschalen und
Gewinnen aus der Veräußerung von Anteilen
abzuführenden Steuerabzug ist ein
Solidaritätszuschlag in Höhe von 5,5 Prozent zu
erheben. Der Solidaritätszuschlag ist bei der
Einkommensteuer und Körperschaftsteuer
anrechenbar.

V Kirchensteuer
Soweit die Einkommensteuer bereits von einer
inländischen depotführenden Stelle
(Abzugsverpflichteter) durch den Steuerabzug
erhoben wird, wird die darauf entfallende
Kirchensteuer nach dem Kirchensteuersatz der
Religionsgemeinschaft, der der
Kirchensteuerpflichtige angehört, regelmäßig als
Zuschlag zum Steuerabzug erhoben. Die
Abzugsfähigkeit der Kirchensteuer als
Sonderausgabe wird bereits beim Steuerabzug
mindernd berücksichtigt.

VI Ausländische Quellensteuer
Auf die ausländischen Erträge des Fonds wird
teilweise in den Herkunftsländern Quellensteuer
einbehalten. Diese Quellensteuer kann bei den
Anlegern nicht steuermindernd berücksichtigt
werden.

VII Folgen der Verschmelzung
von Investmentfonds

In den Fällen der Verschmelzung  von
ausländischen Investmentfonds miteinander, die
beide demselben Recht eines EU-Staates oder
eines Amts- und Beitreibungshilfe leistenden
Drittstaates unterliegen, kommt es auf der Ebene
der Anleger zu keiner Aufdeckung von stillen
Reserven, d.h. dieser Vorgang ist steuerneutral.
Grundsätzlich können sowohl Investmentfonds des
Vertragstyps (z.B. Luxemburger FCP) und
Investmentfonds in Rechtsform des
Gesellschaftstyps (z.B. Luxemburger SICAV)
steuerneutral verschmolzen werden.

Grenzüberschreitende Verschmelzungen sind nicht
mit steuerneutraler Wirkung möglich. Werden
Investmentfonds nicht steuerneutral miteinander
verschmolzen, kommt es steuerlich zu einer
Veräußerung der Anteile an dem übertragenden
Investmentfonds sowie zu einem Erwerb der Anteile
an dem aufnehmenden Investmentfonds.

VIII Besonderer Hinweis für
Steuerinländer mit
ausländischer Depotführung

Verwahrt der inländische Anleger die Anteile des
ausländischen Fonds in einem ausländischen Depot
sind Besonderheiten zu berücksichtigen.
Insbesondere wird kein Steuerabzug durch die
ausländische depotführende Stelle vorgenommen,
so dass der Steuerinländer sowohl Ausschüttungen,
Vorabpauschalen als auch Gewinne  aus der
Veräußerung der Anteile (zur Berechnung des
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Veräußerungsgewinns siehe oben unter Darstellung
der Rechtslage ab 01.01.2018 Punkt I. 3. bzw. II. 4.)
in seiner Steuererklärung angeben muss. Hierbei ist
zu beachten, dass Ausschüttungen und
Vorabpauschalen jährlich in der Steuererklärung
anzugeben sind.

Aufgrund der Übergangsregelungen zu der ab dem
01.01.2018 geltenden Rechtslage sind eine Vielzahl
von Besonderheiten zu beachten (z.B.  ggf.  Zufluss
von ausschüttungsgleichen Erträgen zum
31.12.2017 aufgrund des für steuerliche Zwecke

geltenden (Rumpf-)Geschäftsjahres und/oder ggf.
Zufluss von steuerpflichtigen
Veräußerungsgewinnen aufgrund der zum
31.12.2017 geltenden Anteilsveräußerung im
Rahmen der tatsächlichen Anteilsveräußerung)

Wir empfehlen im Falle ausländischer Depotführung
sich vor Erwerb von Anteilen an dem in diesem
Verkaufsprospekt beschriebenen Fonds mit seinem
Steuerberater in Verbindung zu setzen und mögliche
steuerliche Konsequenzen aus dem Anteilserwerb
individuell zu klären.


